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ge. Wohl das bisher beste Verhält-
nis hatten Bill Clinton und Helmut
Kohl – trotz politischer Meinungs-
verschiedenheiten. Aber als der
Kanzler der Einheit zu Grabe ge-
tragen wurde, gestand Trauerred-
ner Clinton: „I liked this Guy!“

Und nun also Merkel und Trump.
Doch belegt der Autor, dass der
amtierende Präsident – auch er
stammt von deutschen Einwande-
rern ab – für die Kanzlerin zumin-
dest nicht mehr Aversionen hegt
als für alle übrigen Partner welt-
weit, die nicht nach seiner Pfeife
tanzen wollen. Merkel wiederum
sei professioneller als alle ihre
männlichen Vorgänger: Verstim-
mungen und Ärger lässt sie sich
nicht anmerken.

Man spürt bei der Lektüre: Stei-
ninger hat mit vielen noch leben-
den Zeitzeugen aus der mittleren
Politikebene – Staatssekretäre,
Botschafter und andere – gespro-
chen, die wertvolle Informationen
jenseits der offiziellen politischen
Informationen beisteuern kön-
nen. Außerdem schreibt er eher
wie angelsächsische Kollegen:
spannend, lesbar und ohne das bei
deutschen Historikern oft beliebte
Fachchinesisch und die Fußno-
tenhuberei. Fazit: sehr lesenswert.
> ANDRÉ PAUL

derung nach Atomwaffen für die
Bundeswehr auf die Nerven. Au-
ßerdem beäugte die Kennedy-Ad-
ministration misstrauisch, wie gut
sich Adenauer mit dem französi-
schen Staatspräsidenten Charles
de Gaulle verstand. Die Franzosen
galten den Amerikanern als unsi-
chere Kantonisten in der Nato.

Der zweite Bundeskanzler, Lud-
wig Erhard (CDU), war dagegen
das genaue Gegenteil: Fast schon
servil wollte er Kennedys Nachfol-
ger Lyndon B. Johnson gefallen,
was dem kernigen Texaner mitun-
ter zuwider war. Aber auch Erhards
Ergebenheitsbekundungen hin-
derten Johnson nicht daran, ihn
mit seiner Forderung nach finan-
zieller Unterstützung für den Viet-
namkrieg zu demütigen. Das war
einer der Faktoren, die zu Erhards
Rücktritt nach nicht mal drei Jah-
ren im Amt führten – die bisher kür-
zeste Kanzlerschaft.

Nixon hielt Brandt für einen
verkappten Kommunisten

Das nächste Paar waren Willy
Brandt (SPD) und Richard Nixon.
Dass Brandt die Aussöhnung mit
den Ländern Osteuropas suchte,
machte ihn in den Augen des erz-
reaktionären Nixon zum verkapp-
ten Kommunisten. Obendrein ver-
spottete man den Deutschen im
Weißen Haus wegen seiner Alko-
holprobleme und seiner diversen
Frauengeschichten.

Helmut Schmidt (SPD), der den
Oberlehrer in sich oft nicht zurück-
halten konnte, gab dem außenpo-
litisch unerfahrenen Jimmy Carter
wiederholt ungebetene Ratschlä-

Das Cover straft den Inhalt des
Buchs teilweise Lügen. Zu sehen
sind da die einander freundlich an-
lächelnden älteren Herren: Bun-
deskanzler Konrad Adenauer
(CDU) und US-Präsident Dwight
D. Eisenhower bei der ersten offi-
ziellen USA-Reise des Kanzlers
1953. Darunter stehen, beide mit
grimmigen Mienen und voneinan-
der abgewandt, Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) und US-Prä-
sident Donald Trump beim
G7-Gipfel im vergangenen Jahr.

Doch früher war mitnichten alles
besser im deutsch-amerikanischen
Verhältnis, wie Autor Rolf Steinin-
ger – er stammt aus Plettenberg in
Nordrhein-Westfalen und ist eme-
ritierter Professor für Zeitge-
schichte an der Universität Inns-
bruck in Tirol – in seiner neuen Pu-
blikation Von Kanzlern und Prä-
sidenten. Deutsch-amerikani-
sche Beziehungen von Adenauer
und Eisenhower bis Merkel und
Trump darlegt.

Mit den beiden ersten Partnern
fing es schon an. Der ehemalige
General Eisenhower machte trotz
seiner deutschen Vorfahren keinen
Hehl daraus, dass er den einstigen
Kriegsgegner und späteren Nato-
Partner nicht mochte. Der wesent-
liche Grund dafür war sein Besuch
im von US-Truppen befreiten Kon-
zentrationslager Buchenwald. Das
menschliche Leid und die von den
Nazis verübte Grausamkeit, die er
dort erlebte, trieben dem hartge-
sottenen Militär die Tränen in die
Augen.

Aber auch mit Eisenhowers
Nachfolger John F. Kennedy kam
der „Alte“ aus Bonn nicht gut zu-
recht. Adenauer ging Kennedy vor
allem mit seiner permanenten For-

Das Verhältnis von US-Präsidenten und deutschen Kanzlern im Verlauf der Geschichte

Auch vor Trump kriselte es häufigte. Das stimmt mich und viele an-
dere traurig! bluechart auf bsz.de

Mensch und Natur schützen
Vielen Dank für diesen ausgezeich-
net recherchierten Artikel. Der eu-
ropaweite Ausbau des 5G-Mobil-
funks ist in vollem Gange, und das
trotz massiver Bedenken und War-
nungen durch Hunderte von Wis-
senschaftlern und Ärzten. Das ist
ein Skandal und muss gestoppt
werden. Der gesundheitliche
Schutz von Mensch und Natur ist
nicht verhandelbar und muss über
Wirtschafts- und Profitinteressen
gestellt werden. Europa darf nicht
zum Versuchskaninchen werden.
Barbara auf bsz.de

Verschwörungstheoretiker
Das ist doch ein klassischer Ver-
schwörungstheoretiker-Artikel.
Jede Menge pseudowissenschaftli-
cher Behauptungen und die Be-
hauptung,allesbelegenzukönnen,
ohne es zu belegen. Die Staatszei-
tung sollte etwas besser prüfen,
welche Artikel sie übernimmt!
Martin Wieser per E-Mail

Keiner stirbt beim E-Mail-Check
So, so, ein emeritierter Professor
hat die Erklärung für alle scheinbar
unerklärbaren Erkrankungen: 5G!
Dabei vergessen die meisten, dass
sie eine viel größere Strahlungs-
quelle direkt im Wohnzimmer ha-
ben. WLAN und schnurlose Fest-
netztelefone. Die funken bereits
jetzt über Millionen Antennen auf
2,4 und 5 GHz in nächster Nähe.
Also unter und über den 3,6 GHz
des 5G. Und ich kenne keinen, der
tot vom Stuhl gefallen ist, weil er
am Tablet seine E-Mails abgerufen
hat. Bertl_meint auf bsz.de

Die Redaktion behält sich vor, Leser-
briefe zu redigieren und zu kürzen.

diese können bei gefährlichen Mis-
sionen die Lfz-Besatzungen (Pilot
und Kampfbeobachter) ersetzen,
und das ist unzweifelhaft notwen-
dig. Frank auf bsz.de

Besser qualifiziertes Personal
Diesen Verein muss man erst ein-
mal ausmisten und in die Spur brin-
gen. Was unsere Bundeswehr
braucht? Meines Erachtens nach
keine Drohnen, sondern qualifi-
ziertes Fachpersonal an der Spitze
undnicht unqualifiziertesPersonal
in Person von Bundesverteidi-
gungsministerin Annegret Kramp-
Karrenbauer. KHJ auf bsz.de

Krieg am Computer
Wozu Kampfdrohnen? Vor Kur-
zem hat man doch die Oberkampf-
drohne entgegen dem Volkswillen
nach Europa weggelobt. Mal ernst-
haft, bisher gibt man unseren Sol-
datenkeinMandatderGegenwehr,
obwohl sie ständig dem Risiko aus-
gesetzt sind, ihr wichtigstes Gut,
nämlich ihr Leben, zu verlieren.
Jetzt möchte man diese an den
Computer setzen, um Kriegsgerät
in alle Herren Länder zu steuern,
damit der Weg in den Gerichtssaal
nicht so weit ist, oder wie? Wozu
auf bsz.de

Schlaflos und erschöpft

11. Januar 2020

Gekauft, ohne zu prüfen
Vielen Dank für diesen Bericht.
Dieser zeigt endlich einmal, dass
5G eine Bedrohung für Menschen,
Tiere und Umwelt ist. Es wurden
Lizenzen versteigert, ohne das ge-
kaufte Produkt (5G) auf die Ver-
träglichkeit zu prüfen. Man kann
hier ohne Umschweife feststellen:
Esgingundgeht indieserSachenur
um das Geld und um Milliardenge-
winne, ohne Rücksicht auf Verlus-

Städtetag will mehr
Schutz für Radfahrer
29. Januar 2020

Ausgangslage umdrehen
Eine sehr vernünftige Forderung!
Derzeit müssen die Städte Hilfs-
konstruktewieAltenheimeundKi-
tas nehmen, sodass auf der Straße
ein 30-50-Stundenkilometer-Fli-
ckenteppich entsteht. Einfach
zack die Ausgangslage umdrehen.
Überall Tempo 30, nur bei beson-
deren Straßen wie dem Mittleren
Ring in München Tempo 50. Da-
niel Jazdzewski auf Facebook

Tempo 15 für Radlfahrer
DannbitteauchmaximalTempo15
für Radfahrer zum Schutz der Fuß-
gänger. Oder die Radler halten sich
dann einfach an die ihnen zugewie-
senen Flächen und auch an Ver-
kehrssignale – wobei ich das für il-
lusorisch halte. Stefan Karl auf Fa-
cebook

Bewaffnete
Kampfdrohnen
für die Bundeswehr?
16. Januar 2020

Kampfdrohnen sind notwendig
Alle politischen Parteien und de-
ren Vertreter verkünden, dass für
die Sicherheit der Soldaten der
Bundeswehr„alles Menschenmög-
liche“ getan wird, um deren „Un-
versehrtheit – insbesondere bei
Einsätzen“ zu gewährleisten. Hier-
zu ist es notwendig, dass die Bun-
deswehr über qualitativ und quan-
titativ ausgebildetes Personal, erst-
klassiges Material, hervorragende
Sanitätsversorgung und Invaliden-
versorgung verfügt. Zu einer not-
wendigen Bewaffnung gehören
auch bewaffnete Kampfdrohnen,

BSZ-LESERFORUM

dass die Teilverlagerung gut vorbe-
reitet wird. Dann, so ist er sich si-
cher, sei sie auch „gut machbar“. Er
selbst hat zum Abschluss seiner gut
15-monatigen Amtszeit eine Leis-
tungsbilanz erstellt, die dokumen-
tieren soll, dass er ein gut bestelltes
Haus übergibt. Aufgeführt ist darin
die Novelle der Bayerischen Bau-
ordnung, die Überführung der neu-
en staatlichen Wohnungsbauge-
sellschaft Bayern-Heim in die Pro-
jektphase und mehrere Initiativen
im Verkehrssektor wie der Start des
365-Euro-Tickets für Schüler und
Azubis. Sein offizielles Rücktritts-
schreiben will Reichhart an diesem
Samstag persönlich an der Pforte
der Staatskanzlei abgeben.
> JÜRGEN UMLAUFT

begrüße sie immer, wenn Arbeits-
plätze aus München in die Regio-
nen Bayerns verlagert würden, er-
klärt die Architektin aus Oberfran-
ken. Doch in diesem speziellen Fall
fehle ihr dafür das schlüssige Kon-
zept. Aures hat das Heimatminis-
terium als Dependance des Finanz-
ministeriums in Nürnberg vor Au-
gen, wenn sie warnt, die Außen-
stelle Augsburg dürfe keine „Show-
Veranstaltung“ und vorwiegend als
Kulisse für die Übergabe von För-
derbescheiden genutzt werden.

Hans Reichhart hält die Umzugs-
idee dagegen für eine „gute Ent-
scheidung“ und den Standort
Augsburg richtig gewählt. Die Be-
denken der Opposition teilt er
nicht. Reichhart geht davon aus,

ebenfalls nichts abgewinnen. Es
handle sich um ein erst vor zwei
Jahren gegründetes Haus, das
schon auf mehrere Standorte in
München verteilt und noch zu
keiner echten Einheit verwachsen
sei. Da sei es nicht hilfreich, die
Strukturen noch weiter auseinan-
derzureißen. Aus ihrer Erfahrung
im Bundestag wisse sie zudem,
dass auf verschiedene Städte auf-
geteilte Ministerien mehr Proble-
me als Nutzen brächten, sagt
Sowa. Auf Bundesebene sei es
deshalb immer das Bestreben ge-
wesen, die Aufteilung von Minis-
terien auf die Standorte Bonn und
Berlin zu überwinden.

Etwas weniger skeptisch klingt
Inge Aures (SPD). Grundsätzlich

bis gar nichts davon. Die System-
kosten für den Unterhalt zweier
Standorte sind aus seiner Sicht zu
hoch, zudem befürchtet er Rei-
bungsverluste. Genau die könne
man sich aber gerade jetzt nicht
leisten, wo Fragen des Wohnungs-
baus und der Mobilität zu den
drängendsten überhaupt gehör-
ten. Körber nennt die Teilverlage-
rung deshalb „kontraproduktiv
und strukturpolitisch ohne Sinn“.
Positive Effekte brächten Behör-
denverlagerungen nur in ländli-
chen Regionen, in Augsburg aber
gebe es weder Struktur- noch Ar-
beitsplatzmangel.

Die Grüne Bau-Politikerin Ur-
sula Sowa kann der Ausgliede-
rung von Teilen des Ministeriums

Bereich Verkehr umziehen. Woh-
nen und Mobilität seien auch in
Augsburg drängende Themen, ließ
Söder immerhin wissen. Weder
die designierte Reichhart-Nach-
folgerin, die bisherige Sozialmi-
nisterin Kerstin Schreyer, noch ihr
neuer Staatssekretär Klaus Holet-
schek (beide CSU), den Söder mit
der Umsetzung der Verlagerung
beauftragen will, wollen sich vor
ihrer Amtsübernahme in der kom-
menden Woche öffentlich zu De-
tails äußern. Immerhin: Die Suche
nach einem geeigneten Standort
in Augsburg läuft bereits.

Selbst in den Regierungsfraktio-
nen ist man auf die Details ge-
spannt. Der Leiter des CSU-Frak-
tionsarbeitskreises Wohnen, Bau-
en und Verkehr, Jürgen Baumgärt-
ner, nennt Söders Grundsatzent-
scheidung zum Teilumzug des Mi-
nisteriums „absolut richtig“. Die-
ser eröffne die Chance, auf neues
und mit einem anderen Blickwin-
kel auf Wohnen und Verkehr aus-
gestattetes Personal aus dem
Raum Augsburg zuzugreifen.
Baumgärtner verweist auf die po-
sitiven Erfahrungen, die bei den
Umzügen des Gesundheits- und
Teilen des Finanzministeriums
nach Nürnberg gemacht worden
seien. Vorgaben, welche Bereiche
des Bau- und Verkehrsministeri-
ums nach Augsburg sollen, will
Baumgärtner nicht machen. Die
Fachleute im Haus sollten selbst
ein Konzept erarbeiten, was unbe-
dingt in München bleiben müsse
und was sich problemlos nach
Augsburg verlagern lasse.

In der Opposition stoßen die
Umzugspläne auf ein geteiltes
Echo. Sebastian Körber (FDP),
Chef des Bau- und Verkehrsaus-
schusses im Landtag, hält wenig

Die Überraschung ist Minister-
präsident Markus Söder (CSU) ge-
glückt. Auf der CSU-Fraktions-
klausur in Kloster Seeon verkün-
dete er nicht nur die Nachfolgere-
gelung für den freiwillig aus dem
Amt scheidenden Bau- und Ver-
kehrsminister Hans Reichhart
(CSU), sondern als Dreingabe den
Teilumzug des Ministeriums nach
Augsburg. Im Zuge seiner zweiten
Welle an Behördenverlagerungen
sollen 200 der rund 550 Mitarbeiter
ihren Schreibtisch schon bald in
der Schwaben-Metropole haben.

Söder verspricht sich davon eine
Entlastung des teuren und ohnehin
proppevollen München und eine
Aufwertung Augsburgs. Auch für
die Mitarbeiter sieht er Vorzüge.
Zum einen wohnen bereits heute
etwa 50 Beschäftigte des Ministe-
riums im Raum Augsburg, sie spa-
ren sich künftig das Pendeln. Zum
anderen gibt es nach Angaben des
scheidenden Reichhart schon
zahlreiche Anfragen aus dem Haus
für einen Umzug.

Weitere Einzelheiten nannte Sö-
der nicht. So ist noch offen, wel-
che Fachbereiche des Ministeri-
ums nach Schwaben wechseln. Es
sollen aber sowohl Zuständigkei-
ten aus den Themenfeldern Woh-
nen und Bauen, als auch aus dem

Das Bauministerium erhält eine neue Amtsinhaberin und eine Außenstelle in Augsburg – was bedeuten diese Neuerungen für die Zukunft?

Kaum gegründet, schon geteilt
Welche Aufgaben muss der künftige Baustaatssekretär
Klaus Holetschek angehen, wo genau wird der Dienstsitz
der Ministeriums-Außenstelle in Augsburg sein, was kostet
das alles? Die Entscheidung von Ministerpräsident Markus
Söder, dem Bauministerium eine neue Chefin und einen
eigenen Staatssekretär zu geben und zugleich eine
Behördenverlagerung vorzunehmen, klingt spannend.

Klaus
Holetschek,
künftiger
Baustaats-
sekretär.
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